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Rechtsvorschriften: § 114 ZPO 
 
Orientierungshilfe: 
 
Die PKH ist nicht pauschal auf einen Vergleichsmehrwert für einen noch nicht bekannten 
Vergleich zu erstrecken und auch nicht allgemein auf ggfs. erforderliche 
Übersetzungskosten. 
 
 
 

Beschluss: 
 

 

Die Beschwerde der Klagepartei gegen den Beschluss des Arbeitsgerichts 

Bayreuth vom 24.10.2017 – Aktenzeichen: 1 Ca 525/17 – in der Fassung 

der Teilabhilfeentscheidung gemäß Beschluss vom 20.11.2017 wird  

zurückgewiesen. 

 

 

Gründe: 

I. 

 

Die Parteien streiten mit der Klage über Zahlungsansprüche und die Erteilung eines 

Zeugnisses sowie mit Klageerweiterung vom 19.08.2017 über weitere Zahlungsansprü-

che. Der Kläger ist tschechischer Staatsbürger, seine Anwältin ist in Deutschland ansäs-

sig.  

 

Mit der Klageerhebung beantragte die Klagepartei Prozesskostenhilfe für das Verfahren 

zu bewilligen und die Bewilligung sowohl auf einen eventuell abzuschließenden Vergleich 

als auch einen möglichen Vergleichsmehrwert zu erstrecken und weiter die Erforderlich-
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keit der anfallenden Übersetzungskosten festzustellen, da diese zur sachgemäßen Durch-

führung der Angelegenheit erforderlich seien.  

 

Mit Beschluss vom 24.10.2017 bewilligte das Arbeitsgericht Prozesskostenhilfe unter Bei-

ordnung der Anwältin der Klagepartei für einen Teil der Forderungen mit Ratenzahlung.  

 

Soweit die Prozesskostenhilfe zurückgewiesen wurde, verneinte das Arbeitsgericht eine 

hinreichende Erfolgsaussicht für die Forderungen.  

Es führte aus, hinsichtlich der Übersetzungskosten sei nicht ersichtlich, welche Überset-

zungskosten konkret aus welchen Gründen erforderlich sein sollten.  

 

Mit Schriftsatz vom 06.11.2017 legte die Klagepartei sofortige Beschwerde ein, be-

schränkt auf die Ratenzahlungsanordnung, die Zurückweisung des Antrags auf Erstre-

ckung der Prozesskostenhilfe auf einen Vergleich und einen Vergleichsmehrwert sowie 

die Zurückweisung der Feststellung der Erforderlichkeit von anfallenden Übersetzungs-

kosten. Zur Begründung brachte sie vor, durch eine zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit 

hätten sich die Einkünfte der Klagepartei erheblich verringert. 

 

Mit Beschluss vom 20.11.2017 änderte das Arbeitsgericht den Beschluss vom 24.10.2017 

dahingehend ab, dass Raten nicht zu leisten sind. Im Übrigen half es der Beschwerde 

nicht ab. Eine Erstreckung auf einen eventuellen Vergleichsmehrwert sei derzeit nicht 

veranlasst, da erst dann, wenn ein Vergleich konkret ins Auge gefasst sei und dem Ge-

richt mitgeteilt sei, eine solche Erstreckung auf einen etwa vorhandenen Mehrwert, nach 

entsprechender Prüfung der Erfolgsaussicht, insoweit erfolgen könne. Auch könne derzeit 

keine Erstreckung auf anfallende oder angefallene Übersetzungskosten gefordert werden, 

insbesondere wäre ein solcher Antrag nach § 46 Absatz 2 Satz 1 RVG gerade vor Anfall 

der entsprechenden Auslagen erforderlich gewesen. 

 

Die Klagepartei bringt hierzu vor, § 46 Absatz 2 Satz 1 RVG greife explizit nur für Reise-

kosten, eine Ausweitung auf Übersetzungskosten sei insoweit nicht angezeigt. Ohne eine 

vorgerichtliche Übersetzung wäre die Anwältin nicht in der Lage gewesen, das Mandat 

sachgerecht zu bearbeiten, da der Kläger kein Deutsch und die Anwältin kein tschechisch 

spreche. 



 

6 Ta 187/17 

- 3 - 

 

II. 

 

Die sofortige Beschwerde ist zulässig. Sie ist statthaft, § 127 Abs. 2 Satz 2 ZPO sowie 

ordnungsgemäß eingelegt worden, §§ 127 Abs. 3, 569 ZPO. 

 

Die sofortige Beschwerde war nur soweit begründet als ihr das Arbeitsgericht auch abge-

holfen hat.  

 

Es ist zunächst klarzustellen, dass die sofortige Beschwerde ausdrücklich beschränkt war 

und sich nicht dagegen richtete, dass das Arbeitsgericht nicht für alle Klageforderungen in 

voller Höhe eine hinreichende Erfolgsaussicht gesehen hat. Wie das Arbeitsgericht richtig 

feststellt, war aufgrund der geänderten Einkommensverhältnisse die Anordnung einer 

Ratenzahlung aufzuheben. 

 

Das Arbeitsgericht hat weiter zutreffend erkannt, dass über eine Erstreckung der Pro-

zesskostenhilfe auf einen eventuellen Vergleich nicht gesondert zu entscheiden war, so-

weit er die verfahrensgegenständlichen Streitgegenstände betrifft. Über die Erstreckung 

auf einen eventuellen Vergleichsmehrwert war und konnte noch nicht entschieden wer-

den. Bisher ist nichts dafür ersichtlich, ob und ggf. welche anderen Regelungen getroffen 

werden, durch die andere Streitgegenstände beigelegt werden, die zwar nicht im vorlie-

genden Verfahren, wohl aber bereits in einem anderen Verfahren anhängig wären, oder 

über die die Parteien bislang nur außergerichtlich gestritten haben und bei denen aber die 

konkrete Gefahr besteht, dass sie ohne die vergleichsweise Regelung alsbald in einem 

gerichtlichen Verfahren ausgetragen würden. 

Die Erstreckung auf einen eventuellen Vergleichsmehrwert kann erst nach einer entspre-

chenden Prüfung durch das Gericht erfolgen. 

 

Übersetzungskosten können ebenso nur anhand von konkreten Angaben zu Grund, Um-

fang und insbesondere der Höhe als notwendige Verfahrenskosten angesehen werden. 

Hierzu fehlt es bisher an den erforderlichen Angaben.  
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Eine uneingeschränkte Bewilligung der Prozesskostenhilfe für jedweden späteren Ver-

gleichsmehrwert oder jedwede Übersetzungskosten (insbesondere über das notwendige 

Maß hinausgehende Übersetzungskosten) würde einen ungerechtfertigten Freibrief für die 

Verursachung auch mutwilliger oder nicht notwendiger Kosten darstellen. 

 

Die sofortige Beschwerde war daher in dem verbliebenen Umfang zurückzuweisen. 

 

 

III. 

 

1. Die Entscheidung des Arbeitsgerichts kann ohne Hinzuziehung der ehrenamtli-

chen Richter erfolgen, § 78 Satz 3 ArbGG. 

 

2. Eine Kostenentscheidung ist im Hinblick auf § 127 Absatz 4 ZPO nicht veranlasst. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar.  
Da die gesetzlichen Voraussetzungen des § 72 Abs. 2 ArbGG für 
die Zulassung der Rechtsbeschwerde nicht vorliegen, ist diese 
nicht zuzulassen, § 78 S. 2 ArbGG.  

 
 
 
 
 
 
 
 

Riedel   
Vorsitzender Richter   

am Landesarbeitsgericht   
 


